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Flüchtlinge:
Alles schon
dagewesen

Nach dem Krieg war Situation viel schlimmer

durch den Kopf. Es ist somit
menschlich, wenn in der Situation
»dieses oder jenes« nicht beachtet
wird. Feinfühlige, der Sachlage an-
gepasste Maßnahmen sind hier an-
gebracht. Auch die Stadt Pader-
born hat die Pflicht, die Pietät zu
wahren. FRIEDRICH BOLL

Paderborn

überwachen. Trauergäste, seien es
Angehörige, Verwandte, Freunde
oder Bekannte, werden mit einem
Verwarnungsgeld belegt, wenn die
Parkscheibe nicht ausgelegt bezie-
hungsweise die Parkzeit geringfü-
gig überschritten wurde. Trauer-
gäste, die an der Beerdigung teil-
nehmen, gehen andere Gedanken

Über ständig steigende Steuern
und Abgaben in Paderborn ärgert
sich dieser Leser:

Pietätlosigkeit der Stadt Pader-
born: (...) An den Friedhöfen Ost
bzw. West wird Personal des Ord-
nungsamtes der Stadt positioniert,
um den ruhenden Verkehr zu

Knöllchen am Friedhof

Zum Vorschlag von Landrat Man-
fred Müller, dem Bund beim Erfas-
sen der Flüchtlinge zu helfen,
schreibt dieser Leser:

 
Der Landrat des Kreises Pader-

born, Manfred Müller, hat die Ini-
tiative ergriffen und bietet dem
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge seine Hilfe bei der Re-
gistrierung der Flüchtlinge an.
»Ich könnte sofort eine Arbeits-
gruppe mit Fachpersonal einrich-
ten«, schreibt Müller. Und im
Gegensatz zu den offensichtlich
überforderten Bundesbehörden
traut man ihm auch zu, diese Auf-
gabe praxisgerecht, unaufgeregt
und kompetent zu meistern.

Nun sollte man doch meinen,
dass die Bundes- und Landesbe-
hörden bei solchem Angebot vor
Freude Luftsprünge machen wür-

den. Stattdessen heißt es in der of-
fiziellen Stellungnahme »Amtshilfe
dieser Art sei durchaus denkbar
und auch eine gute Geste. Aber
dem Land sei grundsätzlich daran
gelegen, zusammen mit dem Bund
dauerhaft belastbare Strukturen
aufzubauen, um Asylverfahren zu
beschleunigen.« Was für ein Gefa-
sel! Ins Deutsche übersetzt heißt
das: Wir kriegen zwar nichts hin-
tereinander, aber unsere Zustän-
digkeit lassen wir uns von nieman-
dem streitig machen. Da fragt man
sich, wie lange denn schon diese
belastbaren Strukturen seitens der
Bundesbehörden aufgebaut wer-
den, was denn bisher dabei raus-
gekommen ist, und welche Zeit-
spannen man unter »beschleunigte
Verfahren« verstehen darf.

HANS-WERNER FOITZIK
  Paderborn

Bund will die
Zuständigkeit behalten 

Landrat will Registrierung der Flüchtlinge übernehmen

Erneut die Heimat geraubt
Evangelische Kirche in Fürstenberg wird aufgegeben

Zu unserem Artikel »Geschichte
der Fürstenberger Kirche endet«
vom 2. Januar erreichte uns folgen-
de Lesermeinung:

Zum 150-jährigen Jubiläum des
evangelischen Kirchenhauses in
Fürstenberg 2004 schrieb die Su-
perintendentin im Grußwort: »Kir-
che, Gemeinderäume und Pfarr-
haus sind unter einem Dach ver-
einigt. Was vor 150 Jahren für das
Leben der Gemeinde unbedingt
nötig war, ist auch heute noch ein
zukunftsfähiges Modell. Seit 20
Jahren gibt es in Bad Wünnenberg
ein zweites Gemeindezentrum.
Das Kirchenhaus in Fürstenberg
wird der sichtbare Ursprung des
Gemeinde bleiben.«

Nach weiteren zehn Jahren gibt
es diesen sichtbaren Ursprung
evangelischen Lebens in der Pfarr-
gemeinde und in Fürstenberg nicht
mehr. Dem Kirchenraum wurde
die Weihe entzogen, und das denk-
malgeschützte Kirchenhaus wird
verkauft. Die Glocke im Turm ist
verstummt und ruft die Gläubigen

nicht mehr zum Gottesdienst.
Aus reinem Opportunismus, bar

jeglicher sachlichen Diskussion,
wird das Kirchenhaus aufgegeben
und ein lebendiges Gemeindeleben
kaputt gemacht, und man »wun-
dert« sich dann, dass keine Besu-
cher mehr in die Fürstenberger
Gottesdienste kommen.

Wer von den Fürstenberger
evangelischen Christen, teilweise
auch aus den anderen Ortsteilen,
hat denn noch Vertrauen in die ört-
liche Kirchenleitung? Wie ein Hohn
klingt die Verlautbarung: »Sollte
der Wunsch, einen evangelischen
Gottesdienst im Ortsteil Fürsten-
berg zu feiern, wieder wachsen,
werden sich dafür Möglichkeiten
finden lassen. Presbyterium und
Pfarrer sind ansprechbar.«

Es wird vielleicht wieder einen
evangelischen Gottesdienst in
Fürstenberg geben, aber nicht
unter den derzeitigen Vorzeichen.
Auf dem Homepage des ev. Kir-
chenkreises Paderborn ist zu le-
sen: »Hintergrund für die Ent-
scheidung des Presbyteriums sind

die wegen des demographischen
Wandels zurückgehenden Gemein-
degliederzahlen und der damit
verbundene Rückgang bei den fi-
nanziellen Mitteln der Gemeinde.«

Dabei pfeifen es die Spatzen von
den Dächern, dass die Kirchen-
steuereinnahmen auf Grund der
brummenden Konjunktur seit eini-
gen Jahren ein Allzeithoch erfah-
ren und in 2016 noch mit einer
weiteren Steigerung gerechnet
wird.

Es ist nicht zu begreifen: Ein
grundsolides Kirchenhaus mit
einer kürzlich aufwändig renovier-
ten Dienstwohnung des Pfarrers
wird aufgeben zu Gunsten einer
bereits zweimal in den Fundamen-
ten maroden Holzkirche (ehemali-
ge Behelfskirche der Nachkriegs-
zeit).

Das Presbyterium muss sich nun
zudem darum bemühen, eine neue
Wohnung oder Haus für den Pfar-
rer anzumieten. Sieht so ein sorg-
samer Umgang mit den Geldern
der Gemeindemitglieder (Kirchen-
steuern) aus? Eine in nunmehr

160 Jahren historisch gewachsene
Gemeindestruktur wird leichtfertig
zerschlagen.

Wie heißt es doch in der Mittei-
lung des Kirchenkreises Paderborn
2011 zur Verabschiedung von
Pfarrer Matthias Gössling: »Mat-
thias Gössling legte in seiner durch
Flüchtlinge (nach dem Zweiten
Weltkrieg) und Russlanddeutsche
geprägten Gemeinde Wert auf die
besondere Gestaltung der Gottes-
dienste. Sie seien geprägt durch
das sonntägliche Abendmahl und
das gemeinsame Singen. Auch die
Durchführung des ökumenischen
Kindergottesdienstes zweimal im
Monat mithilfe eines Vorberei-
tungskreises ist dem ausgebildeten
Musiker eine Herzensangelegen-
heit.« Haben die heute Verantwort-
lichen überhaupt begriffen, was sie
diesen evangelischen Christen an-
getan haben? Haben sie überhaupt
begriffen, dass sie diesen Men-
schen erneut die Heimat genom-
men haben? 

CLEMENS HENKEL
Fürstenberg

Einstufen wie 
Industrieanlagen

»Windenergieanlagen – ein
rechtsfreier Raum?« Das fragt sich
dieser Leser aus Bad Lippspringe: 

 
Riesige Windräder drehen sich

immer häufiger für grünen Strom.
Eigentlich sollten hier die gleichen
Regeln gelten wie für jede andere
Industrieanlage auch. Doch weit
gefehlt. Die Sonderstellung fängt
an bei der Standortbestimmung
und endet bei der ausgesetzten
Haftung für Langzeitschäden. 

Zwar weisen die Kommunen
Vorrangzonen für Windenergie aus
und überarbeiten somit ihre Flä-
chennutzungspläne. Doch wäh-
rend die gewählten Vertreter in
den Gemeinde- und Stadträten, bei
der Ausweisung von normalen Ge-
werbe- und Industriegebieten
weitgehend frei entscheiden kön-
nen, müssen sie bei der Windener-
gie willkürliche Weisungen von
Land und Bund befolgen.

Wohl gemerkt, ich bin kein Geg-
ner der Energiewende und weiß,
dass die Windenergie einen ganz
wesentlichen Beitrag dazu leisten
muss. Es kann jedoch nicht sein,
dass teils mit brachialer Gewalt
und mit Unterstützung der Ge-
richtsbarkeit, jeder von Investoren
gewünschter Standort durchge-

peitscht wird. Uralte
Landschaften wer-
den zerstückelt und
unwiederbringlich 
ihrer Erholungsfunk-
tion beraubt. Urlaub
machen die Ent-
scheider und Inves-
toren sowieso nicht
im Land der Wind-
riesen. Gemeinden,
insbesondere Heil-
und Kurorte, werden
in ihrer Existenz be-
droht, wie einzelne
Beispiele bereits be-
legen. Die Liste ließe
sich noch endlos wei-
terführen.

Fakt ist, dass die
Langzeitfolgen, die
von diesen riesigen
Produktionsmaschi-
nen ausgehen, noch
längst nicht belast-
bar erforscht sind.
Landes- und Bundes-
regierung haben eine
Fürsorgepflicht für die Unversehrt-
heit eines jeden Bürgers. Sie kön-
nen sich nicht einfach aus der Ver-
antwortung stehlen. 

Windenergieanlagen sind in vie-
lerlei Hinsicht privilegiert und von

oben herab verord-
net. So kann zumin-
dest erwartet wer-
den, dass für Folge-
schäden Rücklagen
für Entschädigun-
gen auch von oben
befohlen werden.
Den Verantwortli-
chen vor Ort fehlt
der Mut, gegen den
Wildwuchs anzu-
kämpfen und Haf-
tungszusagen von
den Betreibern ein-
zufordern, da sie
selbst bei berechtig-
tem Widerstand mit
Klagen und Ge-
richtsurteilen rech-
nen müssen, die
dann dem Wild-
wuchs noch mehr
Tür und Tor öffnen.

Jeder normale
Produzent muss für
von seinen Anlagen
ausgehenden Beläs-

tigungen für Mensch, Tier und Um-
welt gerade stehen. Das sollte auch
für Windenergieanlagen gelten.
(...) Mutbürger sind gefragt!

HEINFRIED WATERMANN
Bad Lippspringe

Die Windkraft ist ein
Dauerthema.

Foto: Jörn Hannemann

Betreiber sollten Rückstellungen bilden

Zur Unterbringung von Flüchtlin-
gen im Paderborner Land schreibt
dieser Leser: 

Auch Paderborn nimmt Flücht-
linge aus dem Nahen Osten auf.
Darüber kann man endlos disku-
tieren, aber wenn Menschen an-
kommen, die wir nicht abweisen
wollen, dann müssen diese Men-
schen auch untergebracht werden.
Wie diese Menschen einerseits
untergebracht werden und welche
Forderungen einige Bürger auf-
stellen, ist schon bemerkenswert.

Dass Geld sparsam ausgegeben
werden muss, ist hoffentlich noch
unstrittig. Dass auf so hohem mit-
teleuropäischen (Wohn-)Niveau
Menschen geholfen wird, ist für al-
le diejenigen befremdlich, die nach
1945 bis weit in die 50er Jahre hi-
nein miterlebt haben, wie man da-
mals den Menschen half, die aus
dem Osten vertrieben wurden oder
ausgebombt waren. Offenbar will
sich niemand mehr erinnern oder
nachlesen, wie man damals als
kommunale Verwaltung mit Wohn-
raumschaffung umgehen musste.
Dabei verfügen alle Verwaltungen
über erstklassige Archive, und je-
der Bürgermeister wäre klar im
Vorteil, wenn er dort nachlesen
würde. 

Denn schon da-
mals gab es eine
Zweiklassengesell-
schaft, nämlich dieje-
nigen, die Wohnun-
gen hatten und dieje-
nigen, die weder
Wohnung noch Haus-
rat besaßen. Niemand, der damals
Hilfe brauchte, hat die Schneller-
richtung von Fertighäusern gefor-
dert oder wurde in Container-
wohnunterkünften einquartiert.
Wer großes Glück hatte, der erhielt
mit seiner beispielsweise vierköp-
figen Familie einen Wohnraum oh-
ne Wasserkran oder Heizung (aber
hoffentlich mit Kaminzugang) in
einer Drei- oder Vier-Raum-Woh-
nung zugewiesen mit Gemein-
schaftsküche, gemeinsamem
»Plumpsklo« und vielleicht eine
Badewanne in der Waschküche im
Keller für das Samstagsbad der
ganzen Familie mit einer Wasser-
füllung nach Stundenplan der
Hausgemeinschaft. Für mich als
Kind war das normal und sogar
schön!

Wer noch größeres Glück hatte,
der erhielt eine Holzbaracke zuge-
wiesen. Und es gab Zimmereibe-
triebe, die seit den 30er Jahren des
vergangenen Jahrtausends Erfah-
rung in der schnellen Produktion
solcher hochwertigen Unterkünfte
hatten und haben.

Jede mittelgroße Zimmerei wäre
heute in der Lage, solche Unter-
künfte schnell und qualitativ hoch-
wertig zu errichten, die sogar noch
nach mehr als 15 Jahren Nutzung
wieder ab- und anderweitig wieder
aufgebaut werden könnten.

Hinsichtlich der teilweise hyste-
rischen Diskussion über Aufnahme
oder Abweisung von Flüchtlingen
sollte man sich erinnern, dass bei-
spielsweise die Stadt Bremen
schon im Juli 1945 eine Zuzug-
sperre erließ und Plakate aufhäng-
te, auf denen stand: »Wir können
niemanden mehr aufnehmen. Bre-
men hat Zuzugsperre.« 1959 hatte
Bremen 546 000 Einwohner, da-
runter mehr als 84 000 Vertriebe-
ne und fast 44 500 Zugewanderte.

Also alles schon mal dagewesen.
Ich habe selbst als Kind »ausge-
bombter« Eltern in einem Dorf im
Kreis Büren in einer Dachmansar-
de mit Rauhreif im Winter an der
Schräge (weil kein Ofen und keine

Kohle) gelebt. Es hat
mir nicht geschadet,
und meine besten
Freunde waren in
Ostpreußen oder
Schlesien oder auf
dem Ükern in Pader-
born geboren. Mir
war es völlig egal,

weil ich eine schöne Kindheit hat-
te.

Was bleibt? Alle gutmeinenden
Unterstützer sollten ihre Forde-
rungen nach Leistungen für
Flüchtlinge auf das Maß stutzen,
das ordentlich finanziert und von
einer großen Mehrheit der Bevöl-
kerung getragen wird. Und wer
hier bleiben möchte und nicht die
deutsche Sprache lernen kann und
will, der mag sich eine neue Hei-
mat suchen. Und wer in einer Not-
unterkunft wohnt und es mit sei-
nem Mitbewohner nicht hinbe-
kommt, diese Unterkunft regelmä-
ßig und ordentlich zu reinigen, der
hat auch keinen Anspruch, dort
weiter leben zu dürfen. (...) 

WOLFGANG PÖPPEL
Paderborn

»Mir war es völlig 
egal, weil ich eine 
schöne Kindheit 
hatte.«

Die evangelische Kirche in Fürstenberg wird aufgegeben. Das wirft Fra-
gen auf, soll es sich doch um »ein grundsolides Kirchenhaus mit einer

kürzlich aufwändig renovierten Dienstwohnung des Pfarrers« handeln,
berichtet ein Leser.  Foto: Besim Mazhiqi


